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1. Hochschulaufgaben und Dienstaufgaben des Lehrpersonals mit ausdrück-
lichem Bezug zum Handlungsfeld Internationalisierung und potenzieller 
Relevanz im Kontext der Dozentenmobilität 

 
§ 4 BremHG1 Aufgaben  
[…] 
(8) 1Die Hochschulen fördern die internationale, insbesondere die europäische Zu-
sammenarbeit im Hochschulbereich und den Austausch zwischen deutschen und 
ausländischen Hochschulen; sie berücksichtigen die besonderen Bedürfnisse aus-
ländischer Studierender. 2Staatliche Aufgabe der Hochschulen ist insbesondere die 
Kultur- und Sprachförderung zur spezifischen oder allgemeinen Vorbereitung auf 
und Ertüchtigung für das Studium auf der Grundlage von Kooperations- oder Ver-
waltungsvereinbarungen in der Regel mit anerkannten Kulturinstituten unter Beteili-
gung des Sprachenzentrums der Hochschulen als gemeinsame Einrichtung der 
Hochschulen nach § 13 Absatz 1. 3Dazu gehört auch die Förderung der deutschen 
Sprache als Teil der Kulturpolitik gemäß Artikel 32 Absatz 1 des Grundgesetzes und 
des dazu geschlossenen Rahmenvertrages mit der Bundesrepublik Deutschland. 
4Die Ausgestaltung der Wahrnehmung der gesetzlichen Aufgabe in Kooperation mit 
den Kulturinstituten erfolgt in der Regel durch Zuwendungsbescheide. 
[…] 
 
§ 12 BremHG Vereinbarungen der Hochschulen über die Zusammenarbeit 
(1) Zur besseren Aufgabenerfüllung wirken die staatlichen Hochschulen untereinan-
der und mit anderen Hochschulen und öffentlichen oder öffentlich geförderten For-
schungs- und Bildungseinrichtungen, auch außerhalb der Landesgrenzen und im 
europäischen und außereuropäischen Raum, zusammen. 
[…] 
 
§ 16 BremHG Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen 
(1) Die Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen nehmen die ihrer Hochschule je-
weils obliegenden Aufgaben in Wissenschaft und Kunst, Forschung und Lehre in 
ihren Fächern sowie die sonstigen Aufgaben der Hochschule nach § 4 nach näherer 
Ausgestaltung ihres Dienstverhältnisses selbstständig wahr. 
(2) 1Im Rahmen der für ihr Dienstverhältnis geltenden Regelungen haben die Hoch-
schullehrer und Hochschullehrerinnen an der eigenen Hochschule oder im Rahmen 
des Zusammenwirkens nach § 12 oder § 13 Abs. 2 an anderen Hochschulen oder 
an anderen Einrichtungen nach § 13a Lehrveranstaltungen ihrer Fächer in allen Stu-
diengängen einschließlich der fachspezifischen Beteiligung an fächerübergreifen-
den Lehrveranstaltungen abzuhalten sowie die zur Sicherstellung des erforderlichen 
Lehrangebots gefassten Entscheidungen des Dekanats zu verwirklichen, insbeson-
dere die ihnen zu diesem Zweck übertragenen Lehraufgaben wahrzunehmen. 2Zu 
ihren hauptberuflichen Aufgaben gehört es auch, sich an der berufspraktischen Aus-
bildung, soweit sie Teil des Studiengangs ist, sowie an der Lehre in dualen Studien-
gängen nach § 4 Abs. 12, an Aufgaben der Studienreform und Studienberatung so-
wie der Betreuung der Studierenden, an der Förderung des Wissens- und Techno-
logietransfers und an der wissenschaftlichen Weiterbildung zu beteiligen. 3Sie wirken 
an der Selbstverwaltung der Hochschule und an Prüfungen sowie Prüfungsverfah-
ren mit und beteiligen sich insbesondere im Rahmen ihrer Betreuungsfunktion an 
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der Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses. 4Die Hochschullehrer und 
Hochschullehrerinnen erfüllen ihre Dienstpflichten am Dienstort, ausgenommen da-
von sind Aufgaben, die aus sachlichen Gründen die Abwesenheit erfordern. 5Dienst-
pflichten können im Einvernehmen mit dem Dekanat auch außerhalb der Hoch-
schule erfüllt werden, wenn dies aus besonderen Gründen erforderlich ist und in 
digitalen Formaten die Dienstpflichten in angemessener Weise erfüllt werden kön-
nen; der Rektor oder die Rektorin können sich die Zustimmung vorbehalten. 
6Die Dekane und Dekaninnen haben ergänzend zu den Regelungen in der Lehrver-
pflichtungs- und Lehrnachweisverordnung und den abgeschlossenen Ziel- und Leis-
tungsvereinbarungen für eine angemessene Anwesenheit und Erreichbarkeit der 
Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen auch außerhalb der Veranstaltungszeit 
Sorge zu tragen. 7Lehre, die über die nach Maßgabe der Lehrverpflichtungs- und 
Lehrnachweisverordnung in Verbindung mit der Berufungsvereinbarung zu erteilen-
den Lehrveranstaltungsstunden hinaus im Rahmen eines Lehrauftrages ohne Zeit-
ausgleich erteilt wird, gehört nicht zum Hauptamt. 8Lehre im Sinne von Satz 7 ist 
gesondert zu vergüten. 
[...] 
 
§ 44a BremHG Experimentierklausel 
(1) 1Eine Hochschule kann durch Satzung, die der Genehmigung der Senatorin für 
Wissenschaft und Häfen bedarf, auf der Grundlage einer Kooperationsvereinbarung 
mit einer oder mehreren ausländischen Hochschulen vorsehen, dass an einer Part-
nerhochschule eingeschriebene Studierende für einen zeitlich begrenzten Zeitraum 
von insgesamt höchstens zwei Semestern ohne Immatrikulation berechtigt sind, an 
Modulen und Lehrveranstaltungen jeder Art teilzunehmen sowie Studien- und Prü-
fungsleistungen zu erbringen. 2Über die Berechtigung entscheidet eine zentrale Aus-
wahlkommission. 
(2) Die Ausbildungskapazität nach § 2 des Bremischen Hochschulzulassungsgeset-
zes wird durch die nach Absatz 1 Berechtigten nicht berührt. 
(3) Abschlussprüfungen und der Erwerb eines Studienabschlusses sind ausge-
schlossen. 
(4) Es gelten die allgemeinen prüfungsrechtlichen Vorschriften nach § 62. 
(5) Die sprachlichen Voraussetzungen nach § 36 Satz 1 Nummer 4 müssen nach-
gewiesen werden. 
(6) Die Studierenden sind keine Mitglieder und keine Angehörigen der Hochschule 
und nicht an der Selbstverwaltung beteiligt. 
(7) 1Soweit die Studierenden vollständig oder überwiegend an Lehr- und Prüfungs-
veranstaltungen teilnehmen, die in digitalisierten Formaten angeboten werden, wer-
den keine Verwaltungskostenbeiträge, keine Studierendenwerksbeiträge, keine Stu-
dierendenschaftsbeiträge und keine Kosten für das Semesterticket erhoben. 2Neh-
men sie ganz oder überwiegend an Lehr- und Prüfungsveranstaltungen in Präsenz 
teil, werden die Beiträge und Kosten nach Satz 1 in entsprechender Anwendung von 
§ 36 und unter Berücksichtigung von § 109a Absatz 4 vor der Teilnahme fällig. 
(8) 1§ 42 Absatz 4 findet entsprechende Anwendung. 2An die Stelle der Exmatrikula-
tion tritt der Entzug der Berechtigung zur Teilnahme an Lehr- und Prüfungsveran-
staltungen im Sinne von § 44a Absatz 1. 
(9) 1Die Satzung der Hochschule nach Absatz 1 regelt insbesondere die Einzelheiten 
der Berechtigung zur Teilnahme an Lehr- und Prüfungsveranstaltungen, des Um-
fangs und der zeitlichen Dauer sowie der Auswahl der zur Verfügung stehenden 
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Lehrmodule und Prüfungen, die Auswahlkriterien für die Studierenden, die Zusam-
mensetzung der Auswahlkommission nach Absatz 1 Satz 2 und das Verfahren zur 
Auswahl sowie das Verfahren zur Ausgestaltung des Studien- und Prüfungsaufent-
halts einschließlich einzuhaltender Fristen. 2Die Satzung kann vorsehen, dass die 
nach Absatz 1 Berechtigten in eine gesonderte Aufnahmeliste eingetragen werden. 
(10) 1Nach Ablauf von vier Jahren nach Inkrafttreten des § 44a erfolgt eine Evalua-
tion des Modells eines Studienangebots in Lehr- und Prüfungsveranstaltungen in 
Kooperation bremischer Hochschulen mit einer oder mehreren ausländischen Part-
nerhochschulen. 2Über die Einzelheiten der Evaluation wird ein Einvernehmen zwi-
schen der Senatorin für Wissenschaft und Häfen und den bremischen Hochschulen 
hergestellt. 
 
§ 68 BremHG Studienreform 
1Die Hochschulen haben die ständige Aufgabe, im Zusammenwirken mit den zustän-
digen staatlichen Stellen Inhalte und Formen des Studiums im Hinblick auf die Ent-
wicklungen in Wissenschaft und Kunst, die Bedürfnisse der beruflichen Praxis und 
die notwendigen Veränderungen in der Berufswelt zu überprüfen und weiterzuent-
wickeln. 2Die Studienreform soll gewährleisten, dass das Studium unter Wahrung 
von Interdisziplinarität erfolgt und unter besonderer Berücksichtigung der Verbin-
dung zwischen Wissenschaft und Praxis sowie überregional und international aus-
gerichtet ist. 
 
§ 103 BremHG Hochschulentwicklungsplan 
1Die Hochschulen stellen zur Vorbereitung der nach § 105a abzuschließenden Ziel- 
und Leistungsvereinbarungen und unter Berücksichtigung der Wissenschaftspla-
nungen des Landes einschließlich des Hochschulgesamtplans nach § 104 mehrjäh-
rige Hochschulentwicklungspläne auf und schreiben sie regelmäßig fort. 2Die Ent-
wicklungspläne stellen die vorgesehenen fachlichen, strukturellen, personellen, bau-
lichen und finanziellen Entwicklungen dar und treffen Festlegungen für die künftige 
Verwendung freiwerdender und neuer Hochschullehrerstellen sowie Stellen für 
sonstiges wissenschaftliches Personal. 3Die Entwicklungspläne bezeichnen die 
Schwerpunkte insbesondere in Lehre und Studium, Weiterbildung, Forschung, 
künstlerischer Entwicklung, Wissenstransfer, Frauenförderung, Diversitäts-, Quali-
täts- und Nachhaltigkeitsmanagement sowie in hochschulübergreifender, überregio-
naler und internationaler Zusammenarbeit. 
 
§ 105a BremHG Ziel- und Leistungsvereinbarungen 
(1) 1Die Hochschulen im Sinne von § 1 Abs. 2, die Staats- und Universitätsbibliothek 
und hochschulübergreifende Organisationseinheiten nach den §§ 13 und 13a sowie 
die Senatorin für Wissenschaft und Häfen schließen in der Regel alle drei Jahre auf 
der Grundlage der Hochschulentwicklungsplanung nach § 103, der Wissenschafts-
planung des Landes und der Hochschulgesamtplanung nach § 104 jeweils Ziel- und 
Leistungsvereinbarungen (Hochschulvertrag) für einen bestimmten Zeitraum ab. 2In 
der Ziel- und Leistungsvereinbarung werden die vom Land zur Verfügung zu stellen-
den Finanzmittel nach leistungs- und belastungsorientierten Kriterien verbindlich 
festgelegt. 3Erfolgt aus zwingenden Gründen eine Reduzierung der Finanzmittel, 
sind die Leistungsverpflichtungen der Hochschule angemessen an die Reduzierung 
der Finanzmittel anzupassen. 4Die Ziel- und Leistungsvereinbarung regelt zugleich 
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bezogen auf die Laufzeit des Vertrages verbindlich hinsichtlich Qualität und Quanti-
tät die von der Hochschule in den Bereichen 
1. Lehre und Studium, 
2. wissenschaftliche Weiterbildung, 
3. Forschung und künstlerische Entwicklung, 
4. Wissenstransfer, 
5. Frauenförderung und Erfüllung des Gleichstellungsauftrags auch bei Einstellun-

gen, Ernennungen, Beförderungen und Berufungen, 
6. Gleichstellung von behinderten und chronisch kranken Angehörigen und Mitglie-

dern der Hochschule einschließlich der Nachteilsausgleichsmaßnahmen, 
7. Antidiskriminierung im Sinne von § 4 Absatz 11, 
8. Klima- und Umweltschutz, Nachhaltigkeit im Sinne von § 4 Absatz 6b, 
9. Förderung der Entwicklung von Methoden und Materialien, die die Verwendung 

von Tieren gemäß § 8 Absatz 2 Satz 1 verringern oder ersetzen können, 
10. überregionale und internationale Zusammenarbeit, 
11. Digitalisierung und Digitalisierungsziele, 
12. Entwicklung der Hochschulstruktur und 
13. Qualitätsmanagement 
zu erbringenden Leistungen. 5Es können weitere Leistungen vereinbart werden. 6Die 
Rektorate der Hochschulen haben der Senatorin für Wissenschaft und Häfen in re-
gelmäßigen Abständen über die Erfüllung der vereinbarten Leistungen einen schrift-
lichen Bericht vorzulegen. 7Werden die vereinbarten Leistungen von der Hochschule 
nicht oder nicht vollständig erbracht, ist das zu begründen. 8Bei Nichterfüllung der 
vertraglich vereinbarten Verpflichtungen durch die Hochschule kann die Senatorin 
für Wissenschaft und Häfen die vereinbarten Finanzmittel für die Zukunft angemes-
sen kürzen. 9Das Rektorat der Hochschule ist vor der Kürzung anzuhören. 
[...] 
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2. Berücksichtigung(sfähigkeit) von Lehre im Ausland im Rahmen der Lehr-
verpflichtung 

 
§ 3 LVNV2 Lehrveranstaltungen 
[…] 
(4) 1Lehrveranstaltungen an nichtbremischen Hochschulen, mit denen ein Koopera-
tionsvertrag abgeschlossen wurde, können mit Zustimmung des Dekans oder der 
Dekanin auf die Lehrverpflichtung angerechnet werden, wenn gleichzeitig Lehrver-
anstaltungen der Kooperationshochschule in das Lehrangebot der Bremer Hoch-
schule eingebracht werden. 2Der Ausgleich der Lehrveranstaltungen soll innerhalb 
eines Jahres erfolgen. 3Lehrveranstaltungen im Rahmen der Zusammenarbeit in 
hochschulübergreifenden gemeinsamen wissenschaftlichen Organisationseinheiten 
nach § 13 Absatz 2 des Bremischen Hochschulgesetzes und im Rahmen der Zu-
sammenarbeit gemäß § 13a des Bremischen Hochschulgesetzes sind nach Maß-
gabe der Absätze 1 bis 3 und 5 bis 9 auf der Grundlage der jeweils festgelegten 
Lehrverpflichtung anzurechnen. 
[…] 
 
§ 7 LVNV Ermäßigung der Lehrverpflichtung  
[…] 
(5) Werden einer oder einem Lehrenden Aufgaben im öffentlichen Interesse außer-
halb der Hochschule zugewiesen, die die Ausübung der Lehrtätigkeit ganz oder teil-
weise ausschließen, kann die Senatorin für Wissenschaft und Häfen für die Dauer 
der Wahrnehmung dieser Aufgaben unter Beteiligung des Rektors oder der Rektorin 
die Lehrverpflichtung ermäßigen oder von der Lehrverpflichtung freistellen.  
[…] 
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3. Potenzielle Anknüpfungspunkte im Nebentätigkeitsrecht 
 
Hinweis: Lehre außerhalb der eigenen Hochschule gehört regelmäßig nicht zum 
Hauptamt, sondern wird im Rahmen einer Nebentätigkeit wahrgenommen. Das gilt 
auch für die Lehre an ausländischen Hochschulen. Der normative Rahmen für Ne-
bentätigkeiten ergibt sich aus dem Beamten- und Nebentätigkeitsrecht des jeweili-
gen Landes. Einschlägige Regelungen finden sich gelegentlich im Hochschulgesetz, 
typischerweise im Beamtengesetz, in der (allgemeinen) Nebentätigkeitsverordnung 
und meist in einer speziellen Nebentätigkeitsverordnung für den Hochschulbereich. 
In diesen Vorschriften wird das Thema der Lehre im Ausland allerdings kaum oder 
gar nicht explizit angesprochen. 
Im Folgenden werden daher die Normen aus den vorgenannten Regelungen (in Bre-
men: BremHG, BremBG und BremNVO) aufgeführt, die (auch) für die Lehre im Aus-
land potenziell von Bedeutung sein können. 
 
§ 19 BremHG Nebentätigkeit der Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen 
(1) Die Anzeige nach § 72 Absatz 2 des Bremischen Beamtengesetzes ist über den 
Dekan oder die Dekanin oder das sonst zuständige Organ der Einrichtung, an der 
der Hochschullehrer oder die Hochschullehrerin tätig ist, zu leiten. 
(2) 1Der Dekan oder die Dekanin oder das sonst zuständige Organ soll zu der Frage 
Stellung nehmen, ob die Nebentätigkeit die Wahrnehmung der dem Hochschullehrer 
oder der Hochschullehrerin obliegenden Aufgaben beeinträchtigt. 2Das Gleiche gilt 
für genehmigungspflichtige und sonstige anzeigepflichtige Nebentätigkeiten. 
(3) Die Übernahme eines Lehrauftrages nach § 16 Absatz 2 Satz 7 unterliegt nicht 
der Anzeige- und Genehmigungspflicht. 
 
§ 1 BremBG3 Geltungsbereich 
(1) Dieses Gesetz gilt neben dem Beamtenstatusgesetz vom 17. Juni 2008 (BGBl. I 
S. 1010) in der jeweils geltenden Fassung, soweit im Einzelnen nichts anderes be-
stimmt ist, für die Beamtinnen und Beamten 
1. des Landes Bremen, 
2. der Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven sowie 
3. der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstal-

ten und Stiftungen des öffentlichen Rechts. 
(2) 1Dieses Gesetz gilt nicht für die öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften 
und ihre Verbände. 2Diesen bleibt es überlassen, die Rechtsverhältnisse ihrer Be-
amtinnen und Beamten sowie Seelsorgerinnen und Seelsorger entsprechend zu re-
geln. 
 
§ 70 BremBG Nebentätigkeit 
(1) Nebentätigkeit ist die Wahrnehmung eines Nebenamtes oder einer Nebenbe-
schäftigung. 
(2) Nebenamt ist ein nicht zu einem Hauptamt gehörender Kreis von Aufgaben, der 
aufgrund eines öffentlich-rechtlichen Dienst- oder Amtsverhältnisses wahrgenom-
men wird. 
(3) Nebenbeschäftigung ist jede sonstige, nicht zu einem Hauptamt gehörende Tä-
tigkeit innerhalb oder außerhalb des öffentlichen Dienstes. 
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(4) 1Als Nebentätigkeit gilt nicht die Wahrnehmung öffentlicher Ehrenämter sowie 
einer unentgeltlichen Vormundschaft, Betreuung oder Pflegschaft eines Angehöri-
gen. 2Die Übernahme eines öffentlichen Ehrenamtes ist vorher schriftlich mitzuteilen. 
 
§ 71 BremBG Pflicht zur Übernahme einer Nebentätigkeit 
Beamtinnen und Beamte sind verpflichtet, auf schriftliches Verlangen ihrer oder ihres 
Dienstvorgesetzten 
1. eine Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst, 
2. eine Nebentätigkeit im Vorstand, Aufsichtsrat, Verwaltungsrat oder in einem 

sonstigen Organ einer Gesellschaft, Genossenschaft oder eines in einer ande-
ren Rechtsform betriebenen Unternehmens, wenn dies im öffentlichen Interesse 
liegt, 

zu übernehmen und fortzuführen, sofern diese Tätigkeit ihrer Vorbildung oder Be-
rufsausbildung entspricht und sie nicht über Gebühr in Anspruch nimmt. 
 
§ 72 BremBG Anzeigefreie Nebentätigkeiten (§ 40 des Beamtenstatusgeset-
zes) 
(1) Der Anzeigepflicht nach § 40 Satz 1 des Beamtenstatusgesetzes unterliegen 
nicht 
1. Nebentätigkeiten, zu deren Übernahme die Beamtin oder der Beamte nach § 71 

verpflichtet ist, 
2. die Verwaltung eigenen oder der Nutznießung der Beamtin oder des Beamten 

unterliegenden Vermögens, 
3. die Tätigkeit zur Wahrung von Berufsinteressen in Gewerkschaften und Berufs-

verbänden oder in Organen von Selbsthilfeeinrichtungen der Beamtinnen und 
Beamten  
und 

4. unentgeltliche Nebentätigkeiten. 
(2) Folgende Tätigkeiten sind anzeigepflichtig, auch wenn sie unentgeltlich ausgeübt 
werden: 
1. Wahrnehmung eines nicht unter Absatz 1 Nummer 1 fallenden Nebenamtes, 
2. Übernahme einer Testamentsvollstreckung oder einer anderen als in § 70 Ab-

satz 4 genannten Vormundschaft, Betreuung oder Pflegschaft, 
3. gewerbliche oder freiberufliche Tätigkeiten oder die Mitarbeit bei einer dieser 

Tätigkeiten, 
4. Eintritt in ein Organ eines Unternehmens mit Ausnahme einer Genossenschaft. 
(3) Die oder der Dienstvorgesetzte kann aus begründetem Anlass verlangen, dass 
die Beamtin oder der Beamte über eine von ihr oder ihm ausgeübte anzeigefreie 
Nebentätigkeit, insbesondere über deren Art und Umfang sowie über die Entgelte 
und geldwerten Vorteile hieraus, schriftlich Auskunft erteilt. 
 
§ 73 BremBG Verbot einer Nebentätigkeit 
(1) 1Soweit die Nebentätigkeit geeignet ist, dienstliche Interessen zu beeinträchtigen, 
ist ihre Übernahme einzuschränken oder ganz oder teilweise zu untersagen. 2Dies 
ist insbesondere der Fall, wenn die Nebentätigkeit 
1. nach Art und Umfang die Arbeitskraft so stark in Anspruch nimmt, dass die ord-

nungsgemäße Erfüllung der dienstlichen Pflichten behindert werden kann, 
2. die Beamtin oder den Beamten in einen Widerstreit mit den dienstlichen Pflich-

ten bringen kann, 
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3. in einer Angelegenheit ausgeübt wird, in der die Behörde, der die Beamtin oder 
der Beamte angehört, tätig wird oder tätig werden kann, 

4. die Unparteilichkeit oder Unbefangenheit der Beamtin oder des Beamten beein-
flussen kann, 

5. zu einer wesentlichen Einschränkung der künftigen dienstlichen Verwendbarkeit 
der Beamtin oder des Beamten führen kann, 

6. dem Ansehen der öffentlichen Verwaltung abträglich sein kann. 
3Die Voraussetzung des Satzes 2 Nummer 1 gilt in der Regel als erfüllt, wenn die 
zeitliche Beanspruchung durch eine oder mehrere Nebentätigkeiten acht Stunden in 
der Woche, bei Lehrtätigkeit fünf Wochenstunden überschreitet. 
(2) Schriftstellerische, wissenschaftliche oder künstlerische Tätigkeiten oder Vor-
tragstätigkeiten sowie die mit Lehr- oder Forschungsaufgaben zusammenhängende 
selbstständige Gutachtertätigkeit von beamtetem wissenschaftlichem und künstleri-
schem Personal an Hochschulen sind nur einzuschränken oder ganz oder teilweise 
zu untersagen, wenn die konkrete Gefahr besteht, dass bei ihrer Ausübung dienstli-
che Pflichten verletzt werden. 
(3) Nach ihrer Übernahme ist eine Nebentätigkeit einzuschränken oder ganz oder 
teilweise zu untersagen, soweit bei ihrer Übernahme oder Ausübung dienstliche 
Pflichten verletzt werden. 
 
§ 74 BremBG Ausübung von Nebentätigkeiten 
(1) 1Die Beamtin oder der Beamte darf Nebentätigkeiten nur außerhalb der Arbeits-
zeit ausüben, es sei denn, sie oder er hat sie auf Verlangen, Vorschlag oder Veran-
lassung der oder des Dienstvorgesetzten übernommen oder die oder der Dienstvor-
gesetzte hat ein dienstliches Interesse an der Übernahme der Nebentätigkeit durch 
die Beamtin oder den Beamten anerkannt. 2Ausnahmen dürfen nur in besonders 
begründeten Fällen, insbesondere im öffentlichen Interesse, zugelassen werden, 
wenn dienstliche Gründe nicht entgegenstehen und die versäumte Arbeitszeit vor- 
oder nachgeleistet wird. 
(2) 1Bei der Ausübung von Nebentätigkeiten dürfen Einrichtungen, Personal oder 
Material des Dienstherrn nur bei Vorliegen eines öffentlichen oder wissenschaftli-
chen Interesses mit dessen Genehmigung und gegen Entrichtung eines angemes-
senen Entgelts in Anspruch genommen werden. 2Das Entgelt ist nach den dem 
Dienstherrn entstehenden Kosten zu bemessen und muss den besonderen Vorteil 
berücksichtigen, der der Beamtin oder dem Beamten durch die Inanspruchnahme 
entsteht. 
 
§ 78 BremBG Verordnungsermächtigung 
1Die zur Ausführung der §§ 70 bis 77 notwendigen Vorschriften über die Nebentätig-
keit der Beamtinnen und Beamten erlässt der Senat durch Rechtsverordnung. 2In ihr 
kann insbesondere bestimmt werden, 
1. welche Tätigkeiten als öffentlicher Dienst im Sinne dieser Vorschriften anzuse-

hen sind oder ihm gleichstehen, 
2. welche Tätigkeiten als öffentliche Ehrenämter im Sinne des § 70 Absatz 4 anzu-

sehen sind, 
3. wann eine Tätigkeit als unentgeltlich im Sinne des § 72 Absatz 1 Nummer 4 an-

zusehen ist, 
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4. ob und inwieweit eine im öffentlichen Dienst ausgeübte oder auf Verlangen, Vor-
schlag oder Veranlassung der oder des Dienstvorgesetzten übernommene Ne-
bentätigkeit vergütet wird oder eine erhaltene Vergütung abzuführen ist, 

5. unter welchen Voraussetzungen die Beamtin oder der Beamte bei der Ausübung 
einer Nebentätigkeit Einrichtungen, Personal oder Material des Dienstherrn in 
Anspruch nehmen darf und in welcher Höhe hierfür ein Entgelt an den Dienst-
herrn zu entrichten ist; das Entgelt kann pauschaliert und in einem Hundertsatz 
des aus der Nebentätigkeit erzielten Bruttoeinkommens festgelegt werden und 
bei unentgeltlich ausgeübter Nebentätigkeit entfallen, 

6. dass die Beamtin oder der Beamte verpflichtet werden kann, nach Ablauf eines 
jeden Kalenderjahres der oder dem Dienstvorgesetzten die ihr oder ihm zuge-
flossenen Entgelte und geldwerten Vorteile aus Nebentätigkeiten anzugeben. 

 
§ 1 BremNVO4 Geltungsbereich 
(1) Diese Verordnung gilt für die Beamten der Freien Hansestadt Bremen und der 
sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts. 
(2) Sie gilt für Richter der Freien Hansestadt Bremen entsprechend. 
 
§ 4 BremNVO Zulässigkeiten von Nebentätigkeiten im bremischen öffentlichen 
Dienst 
1Aufgaben, die für das Land oder die Stadtgemeinde Bremen, die Stadtgemeinde 
Bremerhaven oder die der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, An-
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts wahrgenommen werden, sind grund-
sätzlich in ein Hauptamt einzuordnen. 2Sie sollen nicht als Nebentätigkeit zugelas-
sen werden, wenn sie mit dem Hauptamt in Zusammenhang stehen. 
 
§ 5 BremNVO Vergütung 
(1) Vergütung für eine Nebentätigkeit ist jede Gegenleistung in Geld oder geldwerten 
Vorteilen, auch wenn kein Rechtsanspruch auf sie besteht. 
(2) Als Vergütung im Sinne des Absatzes 1 gelten nicht 
1. der Ersatz von Fahrkosten sowie Tagegelder bis zur Höhe des Betrages, den 

die Reisekostenvorschriften für Beamte für den vollen Kalendertag vorsehen, 
oder, sofern bei Anwendung dieser Vorschriften ein Zuschuß zustehen würde, 
bis zur Höhe des Gesamtbetrages; Entsprechendes gilt für Übernachtungsgel-
der, 

2. der Ersatz sonstiger barer Auslagen, wenn keine Pauschalierung vorgenommen 
wird. 

(3) Pauschalierte Aufwandsentschädigungen sind in vollem Umfang, Tage- und 
Übernachtungsgelder insoweit, als sie die Beträge nach Absatz 2 Nr. 1 übersteigen, 
als Vergütung anzusehen. 
(4) Eine Tätigkeit ist als unentgeltlich im Sinne des § 72 Absatz 1 Nummer 4 des 
Bremischen Beamtengesetzes und des § 2 Nummer 2 dieser Verordnung anzuse-
hen, wenn sie ohne Vergütung nach den Absätzen 1 bis 3 ausgeübt wird. 
 
§ 6 BremNVO Vergütung für Nebentätigkeiten 
(1) 1Für eine Nebentätigkeit im bremischen öffentlichen Dienst (§ 3) wird grundsätz-
lich eine Vergütung nicht gewährt. 2Ausnahmen können zugelassen werden für 
1. Gutachtertätigkeiten, 
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2. schriftstellerische Tätigkeiten, 
3. Tätigkeiten, deren unentgeltliche Ausübung dem Beamten nicht zugemutet wer-

den kann. 
(2) Eine Vergütung darf nicht gewährt werden, wenn der Beamte für die Wahrneh-
mung der Nebentätigkeit im Hauptamt entsprechend entlastet wird. 
(3) 1Werden Vergütungen nach Absatz 1 Satz 2 gewährt, so dürfen sie im Kalender-
jahr insgesamt nicht übersteigen 
für Beamte in den Besoldungsgruppen  Euro (Bruttobetrag) 
A 1 bis A 8  3 700  
A 9 bis A 12  4 300  
A 13 bis A 16, B 1, C 1 bis C 3, W 1 und W 2, R 1 und R 2  4 900  
B 2 bis B 5, C 4, W 3, R 3 bis R 5  5 500  
ab B 6, ab R 6  6 100. 
2Für die Bemessungen des Höchstbetrages ist die Besoldungsgruppe maßgebend, 
der der Beamte am Ende des Kalenderjahres angehört. 3Innerhalb des Höchstbetra-
ges ist die Vergütung nach Umfang und Bedeutung der Nebentätigkeit abzustufen. 
4Mit Ausnahme von Tage- und Übernachtungsgeldern dürfen Auslagen nicht pau-
schaliert werden. 
(4) 1Gehört ein Beamter im Zusammenhang mit seinem Amt dem Vorstand, Auf-
sichtsrat, Verwaltungsrat, Beirat oder einem anderen Organ einer Gesellschaft, einer 
Genossenschaft, eines Unternehmens anderer Rechtsform oder einer sonstigen 
Einrichtung an, so dürfen die Vergütungen aus dieser Tätigkeit insgesamt 4 900 Euro 
im Jahr nicht überschreiten. 2Einkünfte, die ausschließlich pauschale Auslagener-
stattungen darstellen, bleiben außer Betracht. 
 
§ 6a BremNVO Ablieferungspflicht 
(1) Vergütungen für eine oder mehrere Nebentätigkeiten, die im öffentlichen oder in 
dem ihm gleichgestellten Dienst oder auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung 
seines Dienstherrn ausgeübt werden, sind von dem Beamten insofern an den 
Dienstherrn im Hauptamt abzuführen, als die Summe der Vergütungen für die in ei-
nem Kalenderjahr ausgeübten Tätigkeiten nach § 6 Absatz 4 den Betrag von 4 900 
Euro und die Summe der Vergütungen für die in einem Kalenderjahr ausgeübten 
übrigen Tätigkeiten den Höchstbetrag nach § 6 Absatz 3 Satz 1 übersteigen. 
(2) 1Vor der Ermittlung des abzuliefernden Betrages sind von den Vergütungen ab-
zusetzen die im Zusammenhang mit der Nebentätigkeit nachweislich entstandenen 
Aufwendungen für 
1. Fahrkosten sowie Unterkunft und Verpflegung bis zur Höhe der in § 4 Abs. 2 

Nr. 1 genannten Beträge, 
2. die Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal oder Material des Dienst-

herrn (einschließlich Vorteilsausgleich), 
3. sonstige Hilfeleistungen und selbst beschafftes Material. 
2Voraussetzung für den Abzug ist, daß der Beamte für diese Aufwendungen keinen 
Auslagenersatz erhalten hat. 
(3) Vergütungen für in einem Kalenderjahr ausgeübte Nebentätigkeiten nach Ab-
satz 1 sind abzuliefern, sobald sie insgesamt den Betrag übersteigen, der dem Be-
amten zu belassen ist. 
(4) Die Verpflichtungen nach den Absätzen 1 bis 3 gelten auch für Ruhestandsbe-
amte und frühere Beamte insoweit, als die Vergütungen für vor der Beendigung des 
Beamtenverhältnisses ausgeübte Nebentätigkeiten gewährt worden sind. 
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§ 6b BremNVO Ausnahmen von §§ 6 und 6a 
§ 6 Abs. 3 und § 6a sind nicht anzuwenden auf Vergütungen für 
1. Lehr-, Unterrichts-, Vortrags- oder Prüfungstätigkeiten, 
2. Tätigkeiten als gerichtlicher oder staatsanwaltschaftlicher Sachverständiger, 
3. Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten sowie die Leitung wissenschaftlicher 

Institute oder Einrichtungen, 
4. Gutachtertätigkeiten von Ärzten, Zahnärzten oder Tierärzten für Versicherungs-

träger oder für andere juristische Personen des öffentlichen Rechts sowie ärztli-
che, zahnärztliche oder tierärztliche Verrichtungen dieser Personen, für die nach 
den Gebührenordnungen Gebühren zu zahlen sind, 

5. Tätigkeiten, die während eines unter Wegfall der Besoldung gewährten Urlaubs 
ausgeübt werden, 

6. Tätigkeiten, die zur Aufrechterhaltung des Dienstbetriebs oder im öffentlichen 
Interesse notwendig sind, soweit die oberste Dienstbehörde eine Ausnahme von 
der Ablieferungspflicht für erforderlich hält. 

 
§ 6c BremNVO Abrechnung über die Vergütung aus Nebentätigkeiten 
(1) 1Die Beamten haben ihrem Dienstvorgesetzten bis spätestens 31. Januar eines 
jeden Jahres eine Abrechnung über die ihnen im abgelaufenen Kalenderjahr zuge-
flossenen Vergütungen im Sinne der §§ 6 und 6a vorzulegen, wenn die Vergütungen 
den ihm nach diesen Vorschriften zu belassenden Betrag übersteigen. 2Daß die Ver-
gütungen diesen Betrag nicht übersteigen, hat der Beamte durch pflichtgemäße Er-
klärung zu versichern. 3Von dem Beamten kann verlangt werden, daß er Aufzeich-
nungen über die zugeflossenen Vergütungen führt. 
(2) 1Die abzuführende Vergütung ist im Wege der Schätzung festzustellen, wenn der 
Beamte hierüber keine Auskunft gibt oder seine Angaben keine ausreichende Auf-
klärung geben kann oder Aufzeichnungen nicht vorlegt, zu deren Führung er ver-
pflichtet wurde. 2Dabei sind alle Umstände zu berücksichtigen, die nach Lage des 
Falls für die Schätzung von Bedeutung sind. 3Sobald die erforderlichen Angaben 
vorliegen, ist die Festsetzung zu berichtigen. 
(3) 1Die abzuführende Vergütung wird einen Monat nach der Festsetzung fällig. 
2Durch die Berichtigung nach Absatz 2 Satz 3 wird die Fälligkeit nicht berührt. 
 
§ 7 BremNVO Auskunftspflicht und Abwicklung 
(1) 1Der Beamte ist auf Verlangen des Dienstvorgesetzten verpflichtet, über Art und 
Umfang der von ihm ausgeübten Nebentätigkeit und die Höhe der dafür empfange-
nen Vergütung Auskunft zu geben bzw. Nachweise zu erbringen. 2Jede Verände-
rung des der Genehmigung zugrunde liegenden Sachverhaltes ist dem Dienstvor-
gesetzten unverzüglich anzuzeigen. 
(2) Wird eine Nebentätigkeit nach ihrer Übernahme eingeschränkt oder ganz oder 
teilweise untersagt, soll dem Beamten auf Antrag eine angemessene Frist zur Ab-
wicklung der Nebentätigkeit eingeräumt werden, soweit die dienstlichen Interessen 
dies gestatten. 

 
 

1 Bremisches Hochschulgesetz (BremHG) vom 9. Mai 2007, Brem.GBl. S. 339; zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 28. März 2023, Brem.GBl. S. 305.  
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2 Verordnung über den Umfang und den Nachweis der Erfüllung der Lehrverpflichtung an staatlichen 
Hochschulen (Lehrverpflichtungs- und Lehrnachweisverordnung – LVNV) vom 14. Mai 2004, Brem.GBl. 
S. 441; zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 28. Februar 2023, Brem.GBl. S. 68. 
3 Bremisches Beamtengesetz (BremBG) vom 22. Dezember 2009, Brem.GBl. 2010 S. 17; zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 29. Mai 2024, Brem.GBl. S. 268. 
4 Verordnung über die Nebentätigkeit der Beamten und Richter (Bremische Nebentätigkeitsverordnung 
– BremNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. November 1990, Brem.GBl. S. 459); zuletzt 
geändert durch Nr. 2 iVm Anl. 1 der Bekanntmachung vom 20. Oktober 2020, Brem.GBl. S. 1172. 
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